
D
er Wirtschaftsauf-
schwung hat euro-
paweit Fuß gefasst, 
und auch politisch 
läuft es wieder bes-
ser. „Europa hat 

jetzt ein Fenster der Gelegenheit 
– aber es wird nicht ewig offen-
bleiben“, mahnt Kommissions-
präsident Jean-Claude Juncker.

Die Kommission ist mit ihrem 
alleinigen Gesetzesinitiativrecht 
Motor der europäischen Eini-
gung, und Juncker will es noch 
einmal wissen, bevor er 2019 aus 
dem Amt scheidet. Sein Ziel: Im 
März 2019, wenn die Briten die 
EU verlassen, soll die Grundlage 
für eine neue EU geschaffen 
sein  – einiger, stärker, sicherer 
und demokratischer. Das Arbeits-
programm ist immens. Und auch 
wenn der EU-Rat der Mitglied-
staaten nicht alle Pläne gutheißt, 
so hat Ratspräsident Donald Tusk 
doch schon einen ehrgeizigen 
Fahrplan aufgestellt.

Es gibt viele Vorbehalte
Die Eckpunkte: Die Währungs-
union soll krisenfester, der Weg 
für die Aufnahme weiterer Euro-
zonen-Mitglieder geebnet wer-
den. Den Schengenraum ohne 
Grenzkontrollen will Juncker 
schnellstmöglich auf Rumänien 
und Bulgarien ausdehnen. Regeln 
für einen Binnenmarkt der neuen 
digitalen Wirtschaft stehen eben-
so auf dem Programm.

Juncker will auch über Refor-
men der Verfassung diskutieren. 
Er möchte die Chancen für die 
Zusammenlegung der Ämter von 
Kommissions- und Ratspräsident 
ausloten und zu den Europawah-
len länderübergreifende Wahllis-
ten einführen. Einen großen Bro-
cken will die Kommission mit ei-
nem Entwurf für die mittelfristi-

gen Finanzplanung von 2021 bis 
2027 auf den Weg bringen: Wie 
viel Geld soll für künftige 
EU-Haushalte bereitgestellt wer-
den – ohne die milliardenschwe-
re Nettobeiträge Großbritanni-
ens, aber mit neuen Ausgaben 
etwa für die Verteidigung? Die 
EU-Finanzen sollen ein Hebel für 
die Disziplinierung von EU-Staa-
ten sein. Staaten, die fortgesetzt 
Vorgaben der EU missach-
ten,  sollen mit dem Entzug von 
Fördermitteln bestraft werden 
können.

Das verweist auf ein großes 
Problem, das die EU nächstes Jahr 
zu bewältigen hat: Der Konflikt 
mit Polen und Ungarn, die Urtei-
le des Europäischen Gerichtshofs 
ignorieren, dürfte sich zuspitzen. 
Auch in anderen Fragen steht hef-
tiger Streit bevor: Die Reform des 
europäischen Asylrechts, die ei-
gentlich im Juni von den Mit-
gliedstaaten beschlossen werden 
soll, droht an der Frage einer Um-
verteilung von Flüchtlingen zu 
scheitern.

Junckers Vorschläge werden si-
cher nur zum Teil umgesetzt, 
schon weil sie auf einen Macht-
zuwachs der Kommission gegen-
über den Mitgliedstaaten setzen; 
den von ihm vorgeschlagenen 
EU-Finanzminister etwa wird es 
sicher nicht geben. Juncker kennt 
die Vorbehalte, mahnt aber, den 
„Wind in den Segeln“ jetzt zu nut-
zen: „Es ist jetzt nicht die Zeit für 
Vorsicht“, mahnt er. Immerhin 
hat er mit Frankreichs Präsident 
Emmanuel Macron einen Gleich-
gesinnten in seinem Bemühen, 
die Integration Europas voranzu-
bringen – auch wenn Macron we-
niger Wert auf die Einigkeit aller 
EU-Staaten setzt und auch viele 
Einzelfragen anders beantwortet 
als Juncker.

Beide warten jetzt auf Deutsch-
land, das wegen der verzögerten 
Regierungsbildung die Reformde-
batte gebremst hat. Doch Illusio-
nen werden sich weder Macron 
noch Juncker machen:   Großen 
Reformplänen in der EU steht 
Kanzlerin Angela Merkel eher 
skeptisch gegenüber, sie wirbt für 
eine Politik kleiner Schritte. Al-
lerdings hat die Kanzlerin im 
Herbst versichert, sie wolle „Eu-
ropa auf neue Füße stellen und 
die Basis für ein erfolgreicheres 
Europa schaffen.“ Die Frage wird 

sein, ob Merkel in ihren letzten 
Kanzlerjahren doch noch euro-
papolitischen Ehrgeiz über das 
Krisenmanagement hinaus entwi-
ckelt. Und wie sehr sie dabei von 
der SPD gedrängt wird, die weit 
aufgeschlossener für Macrons 
Ideen ist. Doch das alles zählt oh-
nehin nur, wenn die politische 
Großwetterlage in Europa eini-
germaßen stabil bleibt.

Im Herbst 2018 beginnen die 
Vorbereitungen für die Europa-
wahl im Mai oder Juni 2019. Jun-
cker will bis dahin bewiesen ha-
ben, dass die EU die Warnschüs-
se der Europakritiker gehört und 
verstanden hat. Der Kommissi-
onspräsident will 2018 alles tun, 
damit die Bürger zur Europawahl 
„in der festen Überzeugung zu 
den Urnen schreiten können, dass 
unsere Union etwas für sie tut.“

Richterin zieht sich zurück
Im Fall der ermordeten Journalis-
tin auf Malta zieht sich die zwei-
te Untersuchungsrichterin wegen 
Befangenheit zurück.  Charmaine
Galea habe sich für befangen er-
klärt, da sie selbst einmal Ziel der 
Bloggerin gewesen sei.

Bischöfin für London
London bekommt eine Bischö-
fin: Sarah Mullally (55) wird die 
Nummer drei der Kirche von Eng-
land. Sie wurde zur Nachfolgerin 
von Richard Chartres (70) er-
nannt. Als 133. Bischof von Lon-
don ist die frühere Krankenpfle-
gerin die höchstrangige Frau in
der Geschichte der anglikani-
schen Staatskirche.

Afghanistan  
IS-Angriff 
abgewehrt
Kabul. Bei einem Angriff mutmaß-
licher Kämpfer der Terrormiliz IS 
auf ein Gebäude des Geheim-
dienstes NDS sind in der afgha-
nischen Hauptstadt Kabul alle 
drei Angreifer getötet worden. 
Außerdem sei ein Polizist verletzt 
worden, sagte der Sprecher des 
Innenministeriums. Zivilisten ka-
men demnach nicht zu Schaden. 
Die Angreifer waren am Morgen 
in ein unbewohntes Haus neben 
dem NDS-Trainingszentrum ein-
gedrungen und hatten von dort 
aus geschossen.  dpa

Interview

Der EU drohen mit dem Brexit Ver-
teilungskämpfe, prophezeit Mat-
thias Kullas vom Centrum für Eu-
ropäische Politik in Freiburg.

In den Haushaltsverhandlungen feh-
len durch den Austritt der Briten 
mehrere Milliarden Euro.
Matthias Kullas: Es wird zu einem
Verteilungskampf in Europa kom-
men. Aber ich erwarte, dass man
sich auf einen Mittelweg einigen 
wird. Einerseits werden wahr-
scheinlich Fördermittel gekürzt
werden, etwa im Agrarbereich. 
Auf der anderen Seite werden alle
Staaten mehr Geld einzahlen
müssen. Die bisherigen Nettozah-
ler werden zu noch größeren Net-
tozahlern.

Sie meinen Deutschland und Frank-
reich. Wird der Frust groß sein?
Es wird kein Weg daran vorbei-
führen, dass Deutschland und 
Frankreich mehr werden einzah-
len müssen. Interessanterweise 
ist Frankreich gar nicht so abge-
neigt, dass die Landwirtschaft ef-
fizienter gestaltet wird.

Osteuropa ist eine Haupt-Förderre-
gion, gleichzeitig weigern sich Län-
der, die Flüchtlingspolitik umzuset-
zen. Kann Brüssel Druck machen?
Das wird schwierig sein, weil För-
dermittel in der Regel zweckge-
bunden sind, damit zum Beispiel
diese Länder wirtschaftlich auf-
holen. Man kann diese Mittel 
nicht einfach dafür einsetzen, po-
litischen Druck auszuüben.

Kann man die Osteuropäer denn an-
ders locken?
Das Geld jedenfalls scheint nicht
das Problem zu sein. Die osteu-
ropäischen Staaten sind ja durch-
aus bereit, dafür zu zahlen, dass 
sie keine Flüchtlinge aufnehmen 
müssen. Darüber hinaus gibt es
ja andere Möglichkeiten, eine Si-
tuation wie 2015 zu vermeiden.

Wie könnte eine Einigung aussehen?
Zum Beispiel, indem man mit den 
Herkunfts- und Transitländern 
stärker zusammenarbeitet oder 
indem man die EU-Außengren-
zen stärker bewacht. Oder indem
man das Schleuserwesen be-
kämpft. Das wird der Schlüssel 
sein: in diesen Bereichen massiv 
aufzustocken, um Migration prak-
tisch schon im Vorfeld zu verhin-
dern. Damit würde sich die zwei-
te Frage, wie man Migranten ver-
teilt, gar nicht mehr in dem Maße 
stellen.

SPD-Chef Martin Schulz strebt die 
Vereinigten Staaten von Europa bis 
2025 an. Ist das realistisch?
Wenn er sich die USA als Vorbild 
nimmt, dann ist das völlig unrea-
listisch, schon allein von der tech-
nischen Umsetzung. Es wäre auch
ein riesiger Aufwand, die grund-
legenden europäischen Verträge
zu ändern. Dafür sind die Mehr-
heiten in Europa gar nicht da.
 Stefan Kegel

„Alle müssen 
mehr zahlen“

Juncker 
ordnet sein 
Erbe
Europa Im März 2019 endet die Amtszeit des 
Kommissionspräsidenten. Bis dahin soll eine 
neue EU stehen: einiger, stärker, sicherer. 
Das Arbeitsprogramm ist immens, der 
Widerstand ebenfalls. Von Christian Kerl

Chile 
Milliardär Pinera 
gewinnt Wahl
Santiago. In Chile hat der konser-
vative Unternehmer Sebastian Pi-
nera die Präsidentenwahl klar ge-
wonnen. Auf den Milliardär ent-
fielen in der Stichwahl rund 54,5 
Prozent der Stimmen. Linkskan-
didat Alejandro Guillier räumte 
die Wahlniederlage ein. Pinera, 
der die Amtsgeschäfte im März 
übernimmt, hatte Chile bereits 
von 2010 bis 2014 regiert und folgt 
damit zum zweiten Mal auf die 
Sozialistin Michelle Bachelet, die 
gemäß der Verfassung nicht mehr 
antreten darf.  afp

Jean-Claude Juncker hat große Pläne. Doch weil die Kommission 
mächtiger würde, dürften viele Mitglieder Bedenken haben. Foto: afp

Wien. Der 31-jährige Sebastian 
Kurz ist Regierungschef in Öster-
reich. Bundespräsident Alexan-
der van der Bellen vereidigte den 
bisherigen Außenminister als 
Bundeskanzler. Kurz ist damit 
jüngster Regierungschef in Euro-
pa. Er steht einem Kabinett vor, 
das acht Minister der konservati-
ven ÖVP und sechs aus den Rei-
hen der rechten FPÖ hat. Vize-
kanzler ist FPÖ-Chef Heinz-Chris-
tian Strache. Das Vorhaben der 
Regierung, deutschsprachigen 
Südtirolern die österreichische 
Staatsbürgerschaft anzubieten, 
stieß in Italien auf Kritik.  dpa
Kommentar Sebastian Kurz (links) und Alexander van der Bellen. Foto: dpa

Österreichs Kanzler vereidigt

Matthias Kullas.
 Foto: CEP

Es ist nicht die 
Zeit für Vorsicht. 

Das Fenster der 
Gelegenheit bleibt 
nicht ewig offen.
Jean-Claude Juncker 
EU-Kommissionspräsident

Lange Zeit sah es 
so aus, als gehe 
Europa die Luft 
aus. Das beginnt 
langsam, sich zu 
ändern. Foto: dpa
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